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BEGRÜNDUNG 

1. KONTEXT DES VORSCHLAGS 

• Gründe und Ziele des Vorschlags 

Am 10. September 2010 genehmigte der Rat die Aufnahme von Verhandlungen
1
 über ein 

Abkommen mit China, um den höchstmöglichen Schutz für die in den Geltungsbereich des 

Abkommens fallenden geografischen Angaben zu erreichen und Instrumente gegen 

irreführende Praktiken und die missbräuchliche Verwendung geografischer Angaben 

vorzusehen.  

Auf der Grundlage dieser Richtlinien hat die Kommission ein ehrgeiziges und umfassendes 

Abkommen über die Zusammenarbeit im Bereich der geografischen Angaben und deren 

Schutz mit der Volksrepublik China ausgehandelt. 

Nach Abschluss dieser Verhandlungen im November 2019 hat der Rat den Beschluss des 

Rates über die Unterzeichnung – im Namen der Europäischen Union – des Abkommens 

zwischen der Europäischen Union und der Regierung der Volksrepublik China über die 

Zusammenarbeit im Bereich der geografischen Angaben und deren Schutz angenommen. 

Nach der Unterzeichnung des Abkommens unterbreitet die Kommission folgenden Vorschlag 

für einen Beschluss des Rates: 

Vorschlag für einen Beschluss des Rates über den Abschluss des Abkommens zwischen der 

Europäischen Union und der Regierung der Volksrepublik China über die Zusammenarbeit im 

Bereich der geografischen Angaben und deren Schutz. 

Der beigefügte Vorschlag für einen Beschluss des Rates ist das Rechtsinstrument für den 

Abschluss des Abkommens zwischen der Europäischen Union und der Regierung der 

Volksrepublik China über die Zusammenarbeit im Bereich der geografischen Angaben und 

deren Schutz. 

• Kohärenz mit den bestehenden Vorschriften in diesem Bereich 

Der Abschluss des Abkommens fügt sich in die Gesamtstrategie der EU zur Förderung 

geografischer Angaben ein. Mit der Initiative soll für eine Liste geografischer Angaben der 

EU in der Volksrepublik China sowie für chinesische geografische Angaben in der EU ein 

hoher, mindestens Artikel 23 TRIPS-plus entsprechender Schutz gewährleistet werden. Dank 

der Initiative erhalten Erzeuger von Erzeugnissen mit geografischer Angabe einen 

Wettbewerbsvorteil. 

• Kohärenz mit der Politik der Union in anderen Bereichen 

Der Abschluss eines bilateralen Abkommens über geografische Angaben mit der 

Volksrepublik China steht im Einklang mit dem auswärtigen Handeln der EU und 

insbesondere mit den Zielen der Union in Bezug auf die EU-Strategie zur Förderung 

geografischer Angaben.  

2. RECHTSGRUNDLAGE, SUBSIDIARITÄT UND VERHÄLTNISMÄẞIGKEIT 

• Rechtsgrundlage 

Das Abkommen zwischen der EU und China über geografische Angaben ist von der Union 

auf der Grundlage eines Beschlusses des Rates nach Artikel 207 Absatz 3 und Artikel 207 
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 Drucksache 13325/10: https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-13325-2010-INIT/de/pdf.  
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Absatz 4 Unterabsatz 1 sowie Artikel 218 Absatz 6 AEUV nach Zustimmung des 

Europäischen Parlaments abzuschließen. 

Artikel 218 Absatz 7 AEUV wurde als Rechtsgrundlage hinzugefügt, da es angebracht ist, 

dass der Rat die Kommission ermächtigt, im Namen der Union gewisse Änderungen des 

Abkommens zwischen der EU und China über geografische Angaben zu billigen, welches 

eine Billigung solcher Änderungen im beschleunigten und/oder vereinfachten Verfahren 

vorsieht. 

• Subsidiarität (bei nicht ausschließlicher Zuständigkeit)  

Das dem Rat vorgelegte Abkommen zwischen der Europäischen Union und der Regierung der 

Volksrepublik China deckt keine Bereiche ab, die nicht in die ausschließliche Zuständigkeit 

der EU fallen. 

• Verhältnismäßigkeit 

Dieser Vorschlag steht im Einklang mit der Strategie Europa 2020 und trägt zur 

Verwirklichung der Ziele der EU in den Bereichen Handel und Entwicklung bei.  

• Wahl des Instruments 

Dieser Vorschlag steht im Einklang mit Artikel 218 AEUV, dem zufolge Beschlüsse über 

internationale Übereinkünfte vom Rat erlassen werden. Es gibt kein anderes 

Rechtsinstrument, mit dem die Ziele des Vorschlags erreicht werden könnten.  

3. ERGEBNISSE DER EX-POST-BEWERTUNG, DER KONSULTATION DER 

INTERESSENTRÄGER UND DER FOLGENABSCHÄTZUNG 

• Ex-post-Bewertung/Eignungsprüfungen bestehender Rechtsvorschriften 

Entfällt. 

• Konsultation der Interessenträger 

Entfällt. 

• Einholung und Nutzung von Expertenwissen 

Entfällt. 

• Folgenabschätzung 

Entfällt. 

• Effizienz der Rechtsetzung und Vereinfachung 

Entfällt. 

• Grundrechte 

Entfällt. 

4. AUSWIRKUNGEN AUF DEN HAUSHALT 

Der Vorschlag lässt den Schutz der Grundrechte in der Union unberührt. 
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5. WEITERE ANGABEN 

• Durchführungspläne sowie Monitoring-, Bewertungs- und 

Berichterstattungsmodalitäten 

Das Abkommen zwischen der Europäischen Union und der Regierung der Volksrepublik 

China über die Zusammenarbeit im Bereich der geografischen Angaben und deren Schutz 

enthält institutionelle Bestimmungen, die einen Gemischten Ausschuss zur Überwachung der 

Durchführung des Abkommens und zur Förderung der Zusammenarbeit und des Dialogs über 

geografische Angaben vorsehen. 

Der Gemischte Ausschuss wacht auch über das ordnungsgemäße Funktionieren dieses 

Abkommens und kann alle Fragen im Zusammenhang mit seiner Durchführung 

und seinem Funktionieren prüfen.• Erläuternde Dokumente (bei 

Richtlinien) 

Entfällt. 

• Ausführliche Erläuterung einzelner Bestimmungen des Vorschlags 

In dem Abkommen zwischen der EU und China über geografische Angaben ist festgelegt, 

unter welchen Bedingungen ein hoher Schutz für die vorgeschlagenen geografischen Angaben 

auf dem chinesischen Markt gewährleistet ist.  

Gemäß den in den Verhandlungsrichtlinien festgelegten Zielen hat die Kommission 

sichergestellt, dass 

nach dem Inkrafttreten des Abkommens ein TRIPS-plus entsprechender Schutz für 

geografische Angaben der EU gegeben sein und diese vor Übersetzung, Transkription oder 

Transliteration und Verwendung in Verbindung mit Ausdrücken wie „Art“, „Typ“, „Fasson“, 

„Nachahmung“ oder dergleichen auf einem Erzeugnis ohne Ursprungseigenschaft geschützt 

sein werden; 

 

 

innerhalb von vier Jahren nach Inkrafttreten 175 zusätzliche geografische Angaben geschützt 

werden und ein Mechanismus zur späteren Ergänzung weiterer geografischer Angaben 

geschaffen wird; 

 

die geografischen Angaben neben den rechtmäßigen älteren Marken bestehen werden, deren 

überwiegende Mehrheit rechtmäßigen Inhabern in Europa gehört. 
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DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf 

Artikel 207 Absatz 3 und Artikel 207 Absatz 4 Unterabsatz 1 in Verbindung mit Artikel 218 

Absatz 6 Buchstabe a Ziffer v und Artikel 218 Absatz 7, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

nach Zustimmung des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Gemäß dem Beschluss (EU) 2020/... des Rates
2
 wurde das Abkommen zwischen der 

Europäischen Union und der Regierung der Volksrepublik China über die 

Zusammenarbeit im Bereich der geografischen Angaben und deren Schutz (im 

Folgenden das „Abkommen“) – vorbehaltlich seines Abschlusses zu einem späteren 

Zeitpunkt – am TT.MM.JJJJ unterzeichnet. 

(2) Mit dem vorgeschlagenen Abkommen sollen der höchstmögliche Schutz für 

geografische Angaben erreicht und Instrumente gegen irreführende Praktiken und die 

missbräuchliche Verwendung geografischer Angaben geschaffen werden.  

(3) Durch Artikel 10 des Abkommens wird ein Gemeinsamer Ausschuss eingesetzt, der 

für die Änderung der Anhänge des Abkommens zuständig ist. 

(4) Es ist angezeigt, dass der Rat die Kommission gemäß Artikel 218 Absatz 7 des 

Vertrags ermächtigt, im Namen der Union den Standpunkt zu billigen, der im 

Gemeinsamen Ausschuss zu vorgeschlagenen Änderungen der Anhänge I und III bis 

VI des Abkommens zu vertreten ist.  

(5) Das Abkommen sollte im Namen der Europäischen Union genehmigt werden — 

 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:  

Artikel 1 

Das Abkommen zwischen der Europäischen Union und der Regierung der Volksrepublik 

China über die Zusammenarbeit im Bereich der geografischen Angaben und deren Schutz 

wird im Namen der Union genehmigt. 

                                                 
2
 Beschluss (EU) 2020/... des Rates über die Unterzeichnung – im Namen der Europäischen Union – des 

Abkommens zwischen der Europäischen Union und der Regierung der Volksrepublik China über die 

Zusammenarbeit im Bereich der geografischen Angaben und deren Schutz (ABl. L ...).
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Der Wortlaut des Abkommens ist diesem Beschluss beigefügt. 

Artikel 2 

(1) Für die Zwecke des Artikels 3 des Abkommens wird der Standpunkt der Union zu 

vorgeschlagenen Änderungen der Anhänge III und IV sowie zu den entsprechenden 

Streichungen aus den Anhängen V und VI des Abkommens von der Kommission im 

Namen der Union genehmigt. Erzielen die betroffenen Parteien nach Einsprüchen 

bezüglich einer geografischen Angabe kein Einvernehmen, so verabschiedet die 

Kommission eine Stellungnahme nach dem Verfahren des Artikels 57 Absatz 2 der 

Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates
3
. 

(2) Für die Zwecke der Änderung der Bezugnahmen auf die im Gebiet der 

Vertragsparteien geltenden Rechtsvorschriften wird der Standpunkt der Union zu 

vorgeschlagenen Änderungen des Anhangs I des Abkommens von der Kommission 

im Namen der Union genehmigt.  

 

Artikel 3 

Der Präsident des Rates bestellt die Person, die befugt ist, im Namen der Europäischen Union 

die in Artikel 14 Absatz 1 des Abkommens vorgesehene Notifikation vorzunehmen, mit der 

die Union ihre Zustimmung zur vertraglichen Bindung an dieses Abkommen ausdrückt. 

Artikel 4 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft.
 4

 

Geschehen zu Brüssel am 

  

       Im Namen des Rates 

      Der Präsident 

 

                                                 
3
 Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. November 2012 

über Qualitätsregelungen für Agrarerzeugnisse und Lebensmittel (ABl. L 343 vom 14.12.2012, S. 1). 
4
 Der Tag des Inkrafttretens des Abkommens wird auf Veranlassung des Generalsekretariats des Rates im 

Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht. 
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